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Indonesien, Suharto und die 
westdeutschen Massenmedien
Deutsch-indonesische Beziehungen vor 25 Jahren
"... Paradiesische Insel der Götter, Insel 
der vollendeten Harmonie. Eine Atmo­
sphäre, die zum Träumen einlädt. Das 
Flattern der Vögel, eine Nacht in den 
Tropen ..." So soll sich nach den Reise­
prospekten der durchschnittliche West­
deutsche Indonesien vorstellen. Auf et­
was höhere Ansprüche zugeschnitten, 
wird dieses Indonesienbild der tropischen 
Inseln und Tempeltänzerinnen von der 
Deutsch -Indonesischen Gesellschaft 
(DIG) gefördert. Die DIG, mit Zweig­
stellen in Braunschweig und Köln, die 
sich als "nicht-politischer" Verein be­
trachtet, definiert in ihrer Satzung "die 
Förderung der menschlichen Verständi­
gung zwischen Deutschen und Indonesi­
ern"1) als ihre Zielsetzung. Stellvertre­
tender Vorsitzender der DIG Braun­
schweig ist Oberstadtdirektor Dr. Weber 
(SPD), schon verschiedene Male als 
Besucher in Indonesien und Initiator der 
Städtepartnerschaft zwischen Braun­
schweig und Bandung. Die Ansichten des 
Dr. Weber sind für die Meinungsbildung 
des Auswärtigen Amts über die indone­
sische Politik schwerwiegend, ja sogar 
maßgebend. Seine Briefe werden vom 
AA gerne als Referenzmaterial verwen­
det, denn er gilt für das AA als 
"Sachkenner, der sich von Anfang an mit 
der Materie beschäftigt hat ...".2) So be­
scheinigt der hartnäckige Bewunderer 
Suhartos dem Regime: "... Noch nie hat 
Indonesien eine Regierung gehabt, die so 
liberal eingestellt und so um die Siche­
rung des Friedens bemüht ist." Weiter­
hin: "... Indonesien hat keine Militärdik­
tatur.'^) (Sic!) Es ist deshalb nicht ver­
wunderlich, daß zu den Empfängen der 
DIG öfters prominente Vertreter der Fi­
nanzwelt und Industrie, wie z.B. von der 
Deutschen Bank, Thyssen und Krupp 
eingeladen werden.

Die meinungsbildende Wirkung von 
Institutionen wie der DIG geht weit bis in 
die Sukarno-Ära zurück. Sie führte zu 
einer einseitigen Berichterstattung der 
Massenmedien, die damals den Präsi­
denten Sukamo zum bloßen machthung­
rigen Frauenhelden abqualifizierte und 
die wirren Geschehnisse, wie den 
Putschversuch linksnationalistischer Of­
fiziere vom September 1965, die 
Machtübernahme General Suhartos und 
die anschließende grausame Ermordung 
von mehr als einer halben Million Indo­
nesiern nur unzulänglich und irreführend 
dokumentierte. So berichtet der Spiegel 
in Widerspruch zu den Tatsachen über
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die Vorgänge von 1965 lakonisch: "Vor 
sechs Jahren hatten die Chinesen einen 
kommunistischen Putsch in Indonesien 
angestachelt8)"“1)

Daß damals bei jenem "kommunisti­
schen Putschversuch" (Dr. Weber) der 
BND aktiv in die Verfolgung von Militär - 
gegnern eingriff, konnte bis vor kurzem 
erfolgreich verheimlicht werden. "Der 
Bundesnachrichtendienst ... unterstützte 
Indonesiens militärischen Nachrichten­
dienst 1965 mit Maschinenpistolen, 
Funkgeräten und Geld (Gesamtwert: 
300.000 DM) bei der Niederwerfung ei­
nes Linksputsches in Jakarta ,.."s) Nicht 
nur die Lieferung sowjetischer Gewehre 
und finnischer Munition: "Ein Komman­
do von BND-Männem bildete (außer­
dem, d. V.) in Indonesien militärische Ge­
heimdienstler aus und löste die von der 
antiamerikanischen Propaganda hart be­
drängten Kollegen des CIA ab ..."6) Über 
die darauf folgende Massakrierung von 
Regimegegnem und unbewaffneten Bür­
gern schwieg bekanntlich die gesamte 
westliche Presse. Erst am 9.Mai 1966 be­
richtete Der Spiegel zaghaft etwas über 
antikommunistische Massaker in Indone­

sien. Nachträglich werden diese Vorgän­
ge als "bedauerliche Vorkommnisse in 
den bürgerkriegsartigen Auseinanderset­
zungen" interpretiert, in denen als Folge 
von vorherigem "kommunistischen Ter­
ror"'1) "Hunderttausende Parteigänger Pe­
kings massakriert wurden"8). Erst nach 
vielen Jahren erscheint im Handels­
blatt ein Bericht über die Konzentra­
tionslager und die 100.000 politischen 
Häftlinge des Regimes.9) Meldungen 
über die Folterung und Ermordung poli­
tischer Häftlinge sind selbstverständlich 
"unwahr" und "entsprechen nicht den 
Tatsachen" (Dr. Weber).

Ein Höhepunkt der verlogenen Be­
richterstattung über das faschistische Re­
gime Indonesiens wurde während des 
Suhartobesuchs in der BRD im Septem­
ber 1970 erreicht. Es war die Rede vom 
"Sohn eines landlosen Bauern", der "über 
Nacht ... zum Präsidenten avancierte ..." 
Der neue Präsident Indonesiens ist 
"nüchtern, pragmatisch" und ganz auf die 
politische Konsolidierung und wirt­
schaftliche Rehabilitierung seines Landes 
eingeschworen.10)

Der Protest gegen den Staatsbesuch 
wird als eine Aktion einzelner desinfor- 
mierter Studenten und Professoren abge­
tan. Jedoch Schlagzeilen wie "Suharto 
HINTER DICHTEM POLIZEIKORDON - PO­
LIZISTEN RÄUMTEN FÜR SUHARTO DIE
Strassen frei - Hubschrauber bringt 
Suharto in Sicherheit" waren in jener 
Zeit öfters zu lesen. Der außerordentliche 
Aufwand und die vielen Sicherheitsvor­
kehrungen lassen im Gegensatz zu Mel­
dungen über Suhartos Verdienste um In­
donesien große Zweifel an dem von hö­
heren Orts so gern gewünschten Suharto- 
bild aufkommen. Einige Kratzer, die jene 
Demonstrationen im September 1970 
möglicherweise dem Image des Regimes 
zugefügt haben mögen, führen nach dem 
Besuch zu einigen regelrechten Propa­
gandabeiträgen in Fernsehen und Presse. 
Höhepunkt dieses Suhartokults bildet das 
ZDF-Programm vom 30.3.1971 "Ein 
General und 3000 Inseln", in dem mehr 
als eine Stunde lang über den "sympathi­
schen" und "vom Volk geliebten" Führer 
Suharto berichtet wird.

Ohne großen Aufwand aber finden seit 
1966 Besuche zwischen den BRD und 
Indonesien statt, die kaum Schlagzeilen 
machen, dafür aber wesentlich mehr Ge­
wicht haben für die Beziehungen beider 
Staaten. Von indonesischer Seite waren 
alle wichtigen Ressorts vertreten durch 
Außenminister Adam Malik, Wirt­
schaftsminister Soemitro, Dr. R. Prawiro 
(Bank of Indonesia), Prof. Sadli und 
Prof. W. Nitisastro (Nationales Pla­
nungsamt), Sultan H. Buwono (Finanz­
minister), A.M. Tambuan (Sozialmini­
ster). Von deutscher Seite waren nicht 
nur offizielle Stellen vertreten, wie das 
AA (Scheel), BMZ (Eppler), weiterhin 
auch die Parlamentarier wie Gerstenmai­
er (CDU), W.L. Kiep (CDU), W. Klemm
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(CDU), Berkhan (SPD), sondern auch 
Repräsentanten der Bundeswehr wie Ge­
neral de Maiziere und Landespolitiker 
wie H. Koschnik (Bremen), Dr. Weber 
(Braunschweig), Senator K. Eggers und 
Ministerpräsident H. Kühn (NRW). Un- 
temehmerverbände beteiligten sich u.a. 
durch Dr. Losacker (Deutsches Indu­
strieinstitut) und Alexander Menne (Vor­
stand des BDI, Hoechstwerke).

Der bedeutendste Besucher ist ohne 
Zweifel Dr. H.J. Abs. Wie Die Zeit be­
richtet, bekommen "offizielle Indonesier 
(...) glänzende Augen ...", wenn sein 
Name bloß erwähnt wird. "Schon die 
Möglichkeit eines solchen Besuches läßt 
die Indonesier hoffen, daß auch endlich 
deutsches Kapital nach Indonesien flie­
ßen wird." Denn "... auf der Grundlage 
eines Abs-Gutachtens wurden Indone­
siens Schulden umgeschuldet, die Bun­
desrepublik ging allen Gläubigern 
(Indonesiens) mit gutem Beispiel voran 

Das Hoffen auf Abs scheint ge­
rechtfertigt angesichts der Tatsache, daß 
der mächtige Vorstandssprecher der 
Deutschen Bank im Aufsichtsrat von 
folgenden am Indonesiengeschäft inter­
essierten Firmen sitzt: Shell, Siemens, 
Daimler-Benz, KHD, BASF, Lufthansa, 
Phoenix Gummi und Deutsch-Asiatische 
Bank. Inwieweit die Informationspolitik

Am 29. August 1996 bestätigte das 
Verwaltungsgericht Jakarta in zweiter 
Instanz das Urteil vom Mai gegen Dr. Sri 
Bintang Pamungkas, dem damit in Kürze 
eine 34-monatige Haftstrafe droht. Das 
Urteil blieb damit nur wenig unter dem 
von Staatsanwalt Sitinjak geforderten 
Strafmaß von vier Jahren.

Zugestellt wurde das Verwaltungsge- 
richtsurteil, daß das Datum vom 24. Ok­
tober trägt, Dr. Pamungkas erst im No­
vember nach Abschluß des Staatsbesuchs 
von Bundeskanzler Kohl, der sich vom 
26. bis 28.0ktober in Indonesien befand.

Der Prozeß gegen Dr. Sri Bintang Pa­
mungkas, der im In- und Ausland mit 
großem Interesse verfolgt wurde, ver­
letzte grundlegende Regeln der Rechts­
staatlichkeit. So waren Belastungszeugen 
auf Kosten der Staatsanwaltschaft aus 
Berlin eingeflogen worden, während das 
Erscheinen von Entlastungszeugen mas­
siv behindert wurde und in einem Fall 
sogar erst nach Rücksprache mit dem in­
donesischen Außenminister Ali Alatas 
möglich war.

Der Prozeß wurde dabei über Monate 
hinweg von Demonstrationen gewaltbe­
reiter Jugendlicher begleitet, die die Ver­
urteilung Dr. Pamungkas forderten, wäh­
rend der Gerichtssaal die große Anzahl 
an Unterstützem nicht fassen konnte.

Der frühere Parlamentsabgeordnete der 
Vereinigten Entwicklungspartei (PPP) 
war angeklagt worden, während eines

der westdeutschen Massenmedien über 
Indonesien, in der ständig die Rede ist 
von "wirtschaftlicher Stabilität", "klug 
gelenkter Wirtschaftspolitik" und 
"Indonesiens unbegrenzten Reichtü- 
mem", mit den Interessen oben ange­
deuteter Wirtschaftskreise zusammen­
hängt, zeigen folgende Vorfälle: Auf­
grund einiger Sendungen westdeutscher 
Rundfunkanstalten im letzten Jahr, in 
denen die politische Lage in Indonesien 
und die Rolle verschiedener Interessen­
gruppen der BRD in diesem Lande kri­
tisch beleuchtet wurde, erfolgten regel­
rechte Interventionsmaßnahmen der er­
wähnten Gruppen. Es wurde ein Fall 
bekannt, in dem H. J. Abs einem be­
kannten Rundfunkintendanten sogar den 
Rechtsweg androhte, falls die Sendung 
nicht dementiert und keine Gelegenheit 
zur Gegendarstellung geboten würde. 
Unnötig zu erwähnen, daß der mächtige 
Bankier Gelegenheit zur Richtigstellung 
bekam, deren Dauer die der umstrittenen 
Sendung um ein sechsfaches übertraf.

An der "konzentrierten Aktion", die 
Massenmedien von Indonesien-kriti­
schen Sendungen freizuhalten, beteiligte 
sich sogar der DGB-Hauptvorstand. 
Über seinen Vertreter bei der Friedrich- 
Ebert-Stiftung in Jarkarta, W. Böhm 
(Reserveoffizier, ehemaliges Ostbüro der

Vortrages an der TU Berlin am 9. April 
1995 "beleidigende Äußerungen gegen 
das Staatsoberhaupt Präsident Suharto" 
gemacht zu haben. Weitere Vorwürfe der 
Anklagebehörde, Dr. Pamungkas habe an 
zwei, parallel zur Hannovermesse, bei 
der Indonesien im letzten Jahr Partner­
land war, stattfindenden Demonstratio­
nen in Deutschland mitgewirkt, hatten

Sri Bintang Pamungkas aus: fk v. 30.3.95, s. 92

SPD), ebenfalls ein hartnäckiger Be­
wunderer des Suharto-Regimes, wurde 
versucht, einer Analyse über die Lage 
Indonesiens in einer gewerkschaftseige­
nen Zeitschrift entgegenzuwirken. Ob 
diese Bemühungen zur darauffolgenden 
Entlassung des zuständigen Hauptredak­
teurs geführt haben, ist bis heute noch 
nicht geklärt worden.

Arbeitskollektiv BRD

Der Artikel erschien erstmalig in der 
Südostasien Korrespondenz Nr. 2, Juli 
1971, S. 9-11.
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sich dagegen als nicht haltbar erwiesen.
Der couragierte ehemalige Parlamen­

tarier war in den obersten indonesischen 
Kreisen schon früher unangenehm auf­
gefallen. So hatte er z.B. im Mai 1994, 
auf dem Höhepunkt eines Skandals über 
den Mißbrauch von Staatsbankkrediten 
durch 37 große Konglomerate, in einem 
Vortrag eine Firma angeprangert, die 
über den indonesischen Informationsmi­
nister Harmoko auch eng mit der Su- 
harto-Familie verbunden ist. Der Fall 
war damals nicht weiterverfolgt worden.

Nur drei Wochen nach seiner Verur­
teilung in erster Instanz, im Mai 1996, 
und nach seinem Ausschluß aus dem 
Parlament gründete Dr. Pamungkas eine 
eigene politische Partei, die Vereinigte 
Demokratische Partei Indonesiens 
(PUDI), um die seit Anfang der 70er 
Jahre auf drei zugelassene Parteien be­
schränkte Parteienlandschaft aufzubre­
chen und damit ein deutliches Zeichen zu 
setzen.

Am vergangenen 10.Oktober erklärte 
er sich außerdem zum Präsidentschafts­
kandidaten, um gegen die fortdauernde 
Alleinkandidatur Präsident Suhartos zu 
protestieren.

Michaela Müller
Die Autorin hat Südostasienwissen­
schaßen studiert und macht zur Zeit den 
Aufbaustudiengang Internationale Hu­
manitäre Hilfe in Bochum.

Vorgestellt: Psramgife
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